
  
 

 
 

 

 

VORTRAG AN DEN MINISTERRAT 

Das 2. Erwachsenenschutz-Gesetz (2. ErwSchG) wurde am 25. April 2017 im Bundesgesetz
blatt I Nr. 59/2017 veröffentlicht und tritt mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Im Mittelpunkt der Reform des Vertretungsrechts steht die Förderung der Selbstbestim
mung von Menschen, die aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer vergleichbaren 
Beeinträchtigung in ihrer Entscheidungsfähigkeit eingeschränkt sind. 

GZ: BMASGK-90200/0005-IX/2018 
zur Veröffentlichung bestimmt! 21/8 

Betreff: Bundesgesetz, mit dem das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das Hebammen
gesetz, das Kardiotechnikergesetz, das MTD-Gesetz, das Medizinische Assistenzberufe-
Gesetz, das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, das Sanitätergesetz, das 
Zahnärztegesetz, das Zahnärztekammergesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsge
setz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungs-
gesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, das Notarversiche
rungsgesetz 1972, das Apothekengesetz, das Arzneimittelgesetz, das Medizinpro
duktegesetz, das Patientenverfügungs-Gesetz, das Ärztegesetz 1998, das Musikthera
piegesetz, das Psychologengesetz 2013, das EWR-Psychologengesetz, das Psychothe
rapiegesetz, das EWR-Psychotherapiegesetz, das Bundesgesetz über die Durchführung 
von ästhetischen Behandlungen und Operationen, das Tierärztegesetz, das Gentech
nikgesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfer
tigungsgesetz, das Landarbeitsgesetz 1984, das Bundesbehindertengesetz, das Bun
despflegegeldgesetz, das Heimopferrentengesetz, das Kriegsgefangenentschädigungs
gesetz und das Tierärztekammergesetz geändert werden (Erwachsenenschutz-
Anpassungsgesetz für den Bereich des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Ge
sundheit und Konsumentenschutz – ErwSchAG BMASGK) 
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Um die Zielsetzung zu erreichen, wurden vier verschiedene Möglichkeiten der Vertretung 
geschaffen, die jeweils von der Beeinträchtigung der Entscheidungsfähigkeit abhängen: 

Der gerichtliche Erwachsenenvertreter ersetzt den Sachwalter. Seine Befugnisse sind aber 
deutlicher als nach geltendem Recht auf bestimmte Vertretungshandlungen beschränkt, 
eine Erwachsenenvertretung für alle Angelegenheiten wird es nicht geben. Die Wirkungs
dauer einer solchen Vertretung soll mit Erledigung der Aufgabe bzw. spätestens drei Jahre 
nach Bestellung enden. 

Unter einer gesetzlichen Erwachsenenvertretung versteht das 2. ErwSchG die – schon bisher 
mögliche – Vertretung durch nächste Angehörige. Diese Vertretungsbefugnis der Angehöri
gen wird jedoch nicht unmittelbar kraft Gesetzes eintreten, sondern nur dann bestehen, 
wenn sie im Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis (ÖZVV) eingetragen wird. 

Neu hinzugekommen ist die gewählte Erwachsenenvertretung: Damit wird einer volljährigen 
Person die Möglichkeit gegeben, im Bedarfsfall selbst eine/n Vertreter/in zu bestimmen. 
Voraussetzung ist, dass sie die Tragweite einer Bevollmächtigung zumindest in Grundzügen 
verstehen und sich entsprechend verhalten kann. Auch diese Vertretungsbefugnis wird eine 
Eintragung in das ÖZVV voraussetzen und einer eingeschränkten gerichtlichen Kontrolle un
terliegen. 

Die Vorsorgevollmacht wird aus dem geltenden Recht übernommen. Der Wirkungsbereich 
des/der Bevollmächtigten wird gesetzlich nicht beschränkt; Voraussetzung der Wirksamkeit 
einer solchen Vollmacht ist aber, dass der so genannte „Vorsorgefall“ (Vollmachtgeber/in ist 
nicht mehr entscheidungsfähig) eingetreten und im ÖZVV eingetragen ist. Die gerichtliche 
Kontrolle ist hier im Wesentlichen auf die Genehmigung von Entscheidungen bei medizini
schen Behandlungen, soweit zwischen Vertreter/in und Vertretenem/-er ein Dissens er
kennbar wird, und bei dauerhaften Wohnortänderungen ins Ausland beschränkt. Da die Vor
sorgevollmacht auf der persönlichen Willensbildung der vertretenen Person beruht, ist sie 
auf unbestimmte Zeit eingerichtet. 

Die durch das 2. ErwSchG eingeführten Vertretungsmodelle und die neue Terminologie ma
chen es notwendig, die Materiengesetze im Bereich des Gesundheits-, Sozial- und Sozialver
sicherungsrechts anzupassen. 

Im Übrigen darf ich auf die beiliegende Sammelnovelle samt Erläuterungen verweisen. 
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Ich stelle somit den 

A n t r a g, 

die Bundesregierung wolle beschließen, den vorliegenden Gesetzesentwurf samt Vorblatt, 
WFA, Erläuterungen und Textgegenüberstellung dem Nationalrat zur verfassungsmäßigen 
Behandlung vorzulegen. 

Wien, am 8. Juni 2018 

Mag.a Beate Hartinger-Klein 


